
Li
ze

nz
ie

rt 
fü

r W
irt

sc
ha

fts
un

iv
er

si
tä

t W
ie

n 
/ U

ni
ve

rs
itä

ts
bi

bl
io

th
ek

 a
m

 3
0.

04
.2

02
6 

um
 1

5:
13

 U
hr

BiblioScout



Festschrift für Richard Soyer 

Herausgegeben von 

Stefan Schumann 
Roland Kier 
Sergio Pollak 
Philip Marsch 

2025 

Li
ze

nz
ie

rt 
fü

r W
irt

sc
ha

fts
un

iv
er

si
tä

t W
ie

n 
/ U

ni
ve

rs
itä

ts
bi

bl
io

th
ek

 a
m

 3
0.

04
.2

02
6 

um
 1

5:
13

 U
hr

BiblioScout



https://doi.org/10.33196/9783704697578-160 923 

 
 

Der Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Union: Motor für die Harmonisierung 

der Finanzstrafrechtsordnungen, aber keine 
Behinderung für die Diversion 

Judit Jacsó 

Übersicht 

 I.  Einleitung  ........................................................................................................  923 
 II.  Strafrechtlicher Schutz der finanziellen Interessen der EU  .........................  926 
 III.  Schutz der Einnahmenseite des Haushaltes  ..................................................  928 
 IV.  Bedarf der Diversion im Finanzstrafrecht  ....................................................  931 

A.  Rechtfertigung einer eigenständigen Ausgestaltung  
des Finanzstrafrechts  ................................................................................  931 

B.  Harmonisierung der Strafbarkeitsvoraussetzungen  
und der strafrechtlichen Rechtsfolgen  .....................................................  933 

C.  Diversion zur Entlastung der Justiz und zur Vermeidung  
präventiv nicht erforderlicher Strafsanktionen  .......................................  934 

 V.  Konklusion und Thesen  .................................................................................  936 
 VI.  Schlusswort  .....................................................................................................  937 

Literaturverzeichnis  ..............................................................................................  938 
 

I. Einleitung 

Der Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union1 hat sich als Mo
tor für die Harmonisierung des Strafrechts in der Europäischen Union2 erwiesen 
und wesentlich zur Harmonisierung der nationalen Finanzstrafrechtsordnungen 
___________________ 
1 Siehe den letzten Bericht der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament 

35. Jahresbericht über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union 
und die Betrugsbekämpfung 2023, COM/2024/318 final (https://op.europa.eu/web
pub/olaf/pif-report-2023/de/index.html; abgefragt am 21. 3. 2025). 

2 Siehe zum Thema der Entwicklung des Europäischen Strafrechts zB: Ambos, Law; 
Böse, Europäisches Strafrecht2; Brodowski, ZIS 2018, 493 ff; Dannecker, ZStrR 2003, 
280 ff; Dannecker, ZStW 2005, 697 ff; Hecker, Europäisches7; Jacsó, Az Európai Unió 
pénzügyi érdekeinek védelme 35 ff. Safferling, Internationales; Satzger, Internationa
les10; Udvarhelyi, Kézikönyv az Európai Unió pénzügyi érdekeinek védelméről. 
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der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beigetragen. Die Europäische Union 
und die Mitgliedstaaten bekämpfen gemäß Art 325 Abs 1 AEUV gemeinsam Be
trügereien und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete 
rechtswidrige Handlungen mit Maßnahmen. Im Rahmen dieses Beitrages wird 
dies aus einem besonderen Blickwinkel, dem der Diversion, beleuchtet. Nach 
einigen grundlegenden Bemerkungen und Ausgangshypothesen wird die straf
rechtliche Diskussion in Österreich aufgegriffen, in deren Mittelpunkt der Ge
danke der Einführung der Diversion im österreichischen Finanzstrafrecht steht, 
die hier aus der Perspektive des Europäischen Strafrechts beleuchtet wird. Nach 
heutiger Rechtslage ist nach dem FinStrG bei Finanzstrafsachen die Diversion 
nicht zulässig, eine Ausnahme bilden nur die Jugendstraftaten.3  

Es ist ein Charakteristikum der Kriminalität im 21. Jahrhundert, dass die 
transnationalen Bezüge immer bedeutender werden, unterstützt durch den tech
nologischen Fortschritt. „Wegen der grenzübergreifenden Dimension vieler Straf
taten können strafrechtliche Maßnahmen auf EU-Ebene dazu beitragen, dass 
Straftäter weder in andere Mitgliedstaaten flüchten noch Unterschiede zwischen 
nationalen Rechtssystemen für kriminelle Zwecke missbrauchen können.“4 Dies 
gilt auch für das Finanzstrafrecht, in dessen Mittelpunkt die Bekämpfung der 
Steuerdelinquenz steht. Die Steuer(Abgaben)hinterziehung hat in den letzten 
Jahrzehnten immer mehr eine „grenzübergreifende Dimension“ erlangt. Dem 
muss in der EU durch eine gemeinsame Bekämpfung mittels harmonisierter 
Strafrechtsregelungen Rechnung getragen werden.5 Die Notwendigkeit einheit
licher Grundstrukturen des Steuerstrafrechts in der Europäischen Union wurde 
bereits durch eine im Jahre 2007 von Dannecker/Jansen veröffentlichte Unter
suchung aufgezeigt.6 Die Steuerstraftaten gehen mit gravierenden Folgen einher, 
denn sie schädigen unmittelbar das staatliche Steueraufkommen, haben aber auch 
weitergehende Wirkungen, so in Bezug auf das Fehlen von Mitteln zur Förde
rung öffentlicher Investitionen und zur Bestreitung sozialer Aufgaben. Außer
dem untergraben Steuerbetrug und Steuerhinterziehung das Vertrauen der Bür
gerinnen und Bürger in die Gerechtigkeit und Legitimität des Steuersystems und 
verfälschen darüber hinaus den Wettbewerb.7 In der EU gehen pro Jahr eine Bil
___________________ 
3 § 203 FinStrG. 
4 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europä

ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Auf dem 
Weg zu einer europäischen Strafrechtspolitik: Gewährleistung der wirksamen Durch
führung der EU-Politik durch das Strafrecht. KOM/2011/0573 endg, 3. 

5 Dannecker, Steuerhinterziehung 5 ff; Jacsó, Europäisierung 451 ff.  
6 Dannecker/Jansen, Steuerstrafrecht 21 ff. 
7 https://www.consilium.europa.eu/de/policies/combatting-tax-avoidance-in-the-eu/ 

(abgefragt am 21. 3. 2025). 
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lion Euro durch Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, Steuerumgehung und aggres
sive Steuerplanung verloren.8 Jedes Jahr werden fast 40 % der von multinatio
nalen Unternehmen erzielten Gewinne in Steuerparadiese verschoben.9 Der Son
derbericht 27/2024 des Europäischen Rechnungshofs hebt hervor, dass die EU 
zwar erste Maßnahmen gegen schädliche Steuersysteme und Unternehmens
steuervermeidung ergriffen hat, jedoch bei der Umsetzung und Überwachung 
dieser Maßnahmen noch Lücken bestehen.10 Die Mitgliedstaaten erleiden insbe
sondere durch Mehrwertsteuerbetrugsfälle große Einnahmeverluste. Nach dem 
letzten VAP-GAP-Bericht der EU sind an die Mitgliedstaaten im Jahr 2022 rund 
89 Mrd EUR Mehrwertsteuer nicht abgeführt worden.11 Diese Zahl erfasst die 
Einnahmeverluste, die in erster Linie auf MwSt-Betrug, Steuerhinterziehung, 
Steuerumgehung, nicht betrügerische Handlungen und andere Faktoren zurück
zuführen sind.12 

Zum Thema des Beitrages sind drei Grundannahmen zu setzen: 1. Abgaben
hinterziehung13 und Abgabenbetrug14 (in Deutschland: Steuerhinterziehung)15 
unterscheiden sich grundlegend vom (Subventions-)Betrug.16 Dies rechtfertigt 
eine eigenständige Ausgestaltung des Finanzstrafrechts. 2. Die Harmonisierung 
des Strafrechts zum Schutz der finanziellen Interessen bezieht sich auf die Straf
barkeitsvoraussetzungen und die Rechtsfolgen der Straftat. 3. Die Diversion im 
Strafrecht einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts spielt in der Rechtspraxis 
eine zentrale Rolle; diesbezüglich gibt es in den Mitgliedstaaten erhebliche Un
terschiede. Es stellt sich die Frage, ob diese berechtigt sind oder ob auch hier 
Harmonisierungsbedarf besteht?  
___________________ 
8 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. 5. 2013 zur Bekämpfung von Steu

erbetrug, Steuerflucht und Steueroasen (2013/2060[INI]) (2016/C 055/07), 55. 
9 https://missingprofits.world/ (abgefragt am 21. 3. 2025). 
10 Sonderbericht 27/2024: „Bekämpfung schädlicher Steuerregelungen und der Steuer

vermeidung durch Unternehmen: Die EU hat eine erste Verteidigungslinie eingerich
tet, doch es gibt Mängel bei der Umsetzung und Überwachung der Maßnahmen“ 
(C/2024/6987) (https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2024-27; abgefragt am 
20. 3. 2025). 

11 Siehe über die VAT GAP Angaben bzg der Mitgliedstaten (https://taxation-customs. 
ec.europa.eu/taxation/vat/fight-against-vat-fraud/vat-gap_en; abgefragt am 20. 3. 2025). 

12 European Commission: Directorate-General for Taxation and Customs Union, Center 
for Social and Economic Research (CASE), Oxford Economics, Syntesia, Bonch-Os
molovskiy/Poniatowski//Braniff/Harrison/Luchetta/Neuhoff/Śmietanka/Zick (2024). 
VAT gap in the EU: 2024 report. Publications Office of the European Unio (https://data. 
europa.eu/doi/10.2778/2476549; abgefragt am 21. 3. 2025). 

13 § 33 FinStrG. 
14 § 34 FinStrG. 
15 § 370 AO. 
16 In Österreich: § 153b StGB Förderungsmißbrauch. 
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II. Strafrechtlicher Schutz der 
finanziellen Interessen der EU 

Die Harmonisierung des Strafrechts zum Schutz der finanziellen Interessen be
zieht sich auf die Strafbarkeitsvoraussetzungen und die Rechtsfolgen der Straf
tat. Gemäß Art 83 Abs 1 AEUV können das Europäische Parlament und der Rat 
durch Richtlinien Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten und Stra
fen in Bereichen besonders schwerer Kriminalität festlegen, welche gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen werden. Dazu müssen zwei Vo
raussetzungen erfüllt sein: Sie müssen „aufgrund der Art oder der Auswirkungen 
der Straftaten oder aufgrund einer besonderen Notwendigkeit, sie auf einer ge
meinsamen Grundlage zu bekämpfen, eine grenzüberschreitende Dimension ha
ben“. Zu diesen Kriminalitätsbereichen gehören nach dem AEUV: Terrorismus, 
Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung von Frauen und Kindern, illegaler 
Drogenhandel, illegaler Waffenhandel, Geldwäsche, Korruption, Fälschung von 
Zahlungsmitteln, Computerkriminalität und organisierte Kriminalität. Je nach 
Entwicklung der Kriminalität kann aber der Rat einen Beschluss erlassen, in dem 
andere Kriminalitätsbereiche bestimmt werden, welche die Kriterien dieses Ab
satzes erfüllen. Er beschließt einstimmig nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments.17 Darüber hinaus hat die EU eine akzessorische Kompetenz18 zur 
Harmonisierung des Strafrechts der Mitgliedstaaten (sog Annexkompetenz):  

„Erweist sich die Angleichung der strafrechtlichen Rechtsvorschriften der Mitglied
staaten als unerlässlich für die wirksame Durchführung der Politik der Union auf 
einem Gebiet, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt sind, so können durch 
Richtlinien Mindestvorschriften für die Festlegung von Straftaten und Strafen auf 
dem betreffenden Gebiet festgelegt werden. Diese Richtlinien werden unbeschadet 
des Artikels 76 gemäß dem gleichen ordentlichen oder besonderen Gesetzgebungs
verfahren wie die betreffenden Harmonisierungsmaßnahmen erlassen.“19 

___________________ 
17 Art 83 Abs 1 UAbs 2 AEUV. Darauf gestützt wurde folgender Rechtsakt erlassen: 

Beschluss 2022/2332/EU des Rates vom 28. 11. 2022 über die Feststellung des Versto
ßes gegen restriktive Maßnahmen der Union als einen die Kriterien nach Artikel 83 
Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union erfüllenden Kri
minalitätsbereich. Danach wurde eine Richtlinie erlassen: RL 2024/1226/EU des Euro
päischen Parlaments und des Rates vom 24. 4. 2024 zur Definition von Straftatbestän
den und Sanktionen bei Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der Union und zur Än
derung der RL 2018/1673/EU, ABl L, 2024/1226, 29. 4. 2024. 

18 Satzger, Internationales10 § 5 Rz 60. 
19 Art 83 Abs 2 AEUV. Darauf gestützt wurde folgender Rechtsakt erlassen: RL 2024/ 

1203/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 4. 2024 über den straf
rechtlichen Schutz der Umwelt und zur Ersetzung der RL 2008/99/EG und 2009/ 
123/EG, ABl L, 2024/1203 30. 4. 2024. 
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Die Kommission hat früh erkannt, dass die Betrugsbekämpfung nicht nur eine 
Aufgabe der Mitgliedstaaten ist, sondern eine gemeinsame Aufgabe der Mit
gliedstaaten und der EU. Dies wurde auch im Vertrag von Lissabon festgelegt. 
Art 325 AEUV betrifft ausdrücklich den Schutz der finanziellen Interessen der 
EU. Die EU hat aufgrund dessen die Kompetenz, das Strafrecht zum Schutz der 
finanziellen Interessen, dh Betrug und Steuerhinterziehung zu Lasten der EU, 
zu harmonisieren, ggf sogar eigene Straftatbestände zu erlassen, worauf die EU 
aber bislang verzichtet hat. Im Hintergrund stand die Erkenntnis, dass finan
zielle Interessen der Europäischen Union supranationalen Charakter haben. Erst 
2017 haben das Europäische Parlament und der Rat die Richtlinie über die straf
rechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerich
tetem Betrug (im Weiteren: PIF20-Richtlinie)21 erlassen, in der die Mitgliedstaa
ten verpflichtet wurden, die unionsrechtlichen Vorgaben bis 2019 in ihr nationales 
Rechtssystem umzusetzen.22 Die Vorgaben in Bezug auf den Schutz der Einnah
men und Ausgabenseite finden sich in der PIF-Richtlinie. In dieser Richtlinie 
werden Mindestvorschriften für die Definition von Straftatbeständen und Stra
fen zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen gegen die finanziellen Interessen 
der Union gerichteten rechtswidrigen Handlungen festgelegt.  

Um die einheitliche Rechtsanwendung sicherstellen zu können, bestimmt die 
Richtlinie einen einheitlichen Begriff der „finanziellen Interessen der Union“, 
der breit zu verstehen ist. Darunter fallen „sämtliche Einnahmen, Ausgaben und 
Vermögenswerte, die durch Folgendes erfasst, erworben oder geschuldet werden: 
i) den Haushaltsplan der Union, ii) den Haushaltsplänen der nach den Verträgen 
geschaffenen Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union oder in den 
von diesen direkt oder indirekt verwalteten und überwachten Haushaltsplänen“.23 
Eine wichtige Errungenschaft der PIF-Richtlinie war, dass nunmehr die MwSt-
Betrugsfälle in den Anwendungsbereich der Regelung der EU fallen, obwohl die 
MwSt eine nationale Steuer24 ist, von der aber ein prozentualer Anteil an die EU 
___________________ 
20 Protection des Intérès Financiers. 
21 RL 2017/1371/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 7. 2017 über 

die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union ge
richtetem Betrug, ABl L 198, 28. 7. 2017, 29–41. 

22 Siehe dazu: Dannecker in FS R. Leitner 81 ff; Höpfel/Kert in FS Dannecker 427 ff; 
Kert in Farkas/Dannecker/Jacsó 93 f.  

23 Art 2 Abs 1 lit a PIF-Richtlinie. 
24 Sie wird zwar von Verbrauchern gezahlt (Verbrauchersteuer), jedoch von Unterneh

men erhoben und an die Steuerbehörden abgeführt (somit ist sie eine indirekte Steuer). 
Sie ist eine wichtige Einnahmequelle der Mitgliedstaaten. Im Jahr 2023 machten die 
Mehrwertsteuereinnahmen 7,2 % des BIP der EU und 15,7 % der gesamten staatlichen 
Steuereinnahmen aus (siehe: https://www.consilium.europa.eu/de/policies/vat/; ab
gefragt am 22. 3. 2025). 
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abgeführt wird. In Bezug auf Einnahmen aus den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln 
findet allerdingst die PIF-Richtlinie nur bei schwerwiegenden Verstößen gegen 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem Anwendung.25 Dadurch soll ausgegli
chen werden, dass nur ca 0,3 % der Mehrwertsteuer an die EU abgeführt wer
den. Deshalb ist in der PIF-Richtlinie festgelegt, dass der Verstoß als schwerwie
gend gilt, wenn vorsätzliche Handlungen oder Unterlassungen26 mit dem Ho
heitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Union verbunden sind und 
einen Gesamtschaden von mindestens 10 Mio Euro umfassen.27 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Betrugsstrafbarkeit 
vom Unionsgesetzgeber durch Vorgaben für die Straftatbestände festgelegt ist. 
Außerdem werden Mindesthöchststrafen vorgegeben. Die Bedeutung der PIF-
Richtlinie verstärkt die Zuständigkeit der EUStA,28 die ihre Tätigkeit am 1. Juni 
2021 aufgenommen hat und für die hier angesprochenen Straftaten zuständig 
ist.29  

 

III. Schutz der Einnahmenseite des Haushaltes 

Die Diversion im Strafrecht einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts spielt in der 
Rechtspraxis eine zentrale Rolle. Diesbezüglich gibt es aber in den Mitgliedstaa
ten erhebliche Unterschiede. Es stellt sich die Frage, ob diese berechtigt sind 
oder ob es auch hier einer Harmonisierung bedarf. Die Betrugsdelikte sollen mit 
wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden strafrechtlichen Sanktionen 
geahndet werden. Dies gilt sowohl für natürliche als auch juristische Personen.30 
Die Sanktionen für natürliche Personen sollen in bestimmten Fällen – Schäden 
oder Vorteile von mehr als 100 000 Euro – eine Strafe im Höchstmaß von min
destens vier Jahren Freiheitsentzug vorsehen.31 „Die Einführung von Mindest
strafmaßen beim Höchstmaß von Freiheitsstrafen ist notwendig, um in der ge
samten Union einen gleichwertigen Schutz der finanziellen Interessen der Union 

___________________ 
25 Art 2 Abs 2 PIF-Richtlinie. 
26 Nach Art 3 Abs 2 lit d PIF-Richtlinie Art 2 Abs 2. 
27 Art 2 Abs 2 PIF-Richtlinie. 
28 VO 2017/1939/EU des Rates vom 12. 10. 2017 zur Durchführung einer Verstärkten 

Zusammenarbeit zur Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA), ABl 
L 283 vom 31. 10. 2017, 1–71. 

29 Siehe den Jahresbericht 2023 über die Tätigkeit der EUStA (https://www.eppo.eu
ropa.eu/sites/default/files/2024-06/EPPO_Annual_Report_2023_PDF_DE.pdf; ab
gefragt am 6. 5. 2025). 

30 Art 7 und Art 9 PIF-Richtlinie. 
31 Art 7 Abs 3 PIF-Richtlinie. 
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zu gewährleisten. Von den Sanktionen soll unionsweit eine stark abschreckende 
Wirkung auf mögliche Straftäter ausgehen.“32 

In Ungarn entschied sich der Gesetzgeber für die konzeptionelle Neugestal
tung der strafrechtlichen Regelung des Steuerbetruges noch vor der PIF-Richt
linie.33 Eine Reform des Steuerstrafrechts erfolgte durch das Strafrechtsände
rungsgesetz 2011,34 das am 1. Januar 2012 in Kraft getreten ist. Durch die neu 
strukturierten Vorschriften werden alle den Haushalt schädigenden Handlungen 
(Einnahmen- und Ausgabenseite) in einem einzigen Straftatbestand des Haus
haltsbetruges35 erfasst, bei dem der Steuerbetrug im Tatbestand des Haushalts
betruges eingegliedert worden ist. In der Praxis hat sich die neue Konzeption 
bewährt; Lehre36 und Praxis37 sind mit dieser Regelung zufrieden, weil dadurch 
das Verfahren vereinfacht und beschleunigt wurde und die Konkurrenzprob
leme (so zB zwischen Steuerbetrug und Betrug) beseitigt wurden. Anhand des de
lictum complexum werden alle Vermögensnachteile (Erfolg des Deliktes) zusam
mengerechnet und die Qualifikation hiernach bestimmt. Die bis zum Zeitpunkt 
der Anklageerhebung getätigten Taten werden als eine einheitliche Tat zusam
mengefasst.38 Durch den Tatbestand des Haushaltsbetruges werden sowohl die 
Einnahmen als auch die Ausgaben des EU-Haushaltes geschützt.39 Im Grundfall 
beläuft sich die Freiheitsstrafe auf bis zu fünf Jahre und im schwersten qualifi
zierten Fall auf bis zu zehn Jahre. Im Hinblick auf den Untersuchungsgegen

___________________ 
32 PIF-Richtlinie Präambel 18. 
33 Jacsó, ZStW 2015, 187 ff. 
34 Gesetz Nr LXIII vom Jahre 2011 über die Änderung des Strafgesetzbuches Nr IV vom 

Jahre 1978 und über die Änderung anderer mit den Finanzdelikten zusammenhängen
den Gesetze. 

35 § 396 uStGB. 
36 Jacsó in Barabás/Hollán 267 ff; Molnár, Az adócsalás a költségvetési csalásban, 279 ff; 

Miskolczi in Polt, Új Btk. Kommentár 9 ff. 
37 Polt in Farkas/Dannecker/Jacsó 138 ff; Horváth in Farkas/Dannecker/Jacsó 148 ff; 

Jármai in Farkas/Dannecker/Jacsó 154 ff; Csapucha/Garai, A költségvetési csalás 
gyakorlati kérdései, 23 ff. 

38 Jacsó/Udvarhelyi in Farkas/Dannecker/Jacsó 128 ff; Karsai in Karsai 921 ff; Polt, A 
költségvetés büntetőjogi védelmének egyes elméleti és gyakorlati kérdései: Hazai gya
korlat és uniós mechanizmusok, 101 ff; Udvarhelyi, Miskolci Jogi Szemle 2014, 170 ff. 

39 Das uStGB beinhaltet eine Legaldefinition des Haushaltes: „Unter Budget sind die 
Budgets des öffentlichen Haushalts (einbezogen sind auch der Haushalt der Sozialver
sicherungsfonds und der eigenständigen staatlichen Fonds), das Budget einer interna
tionalen Organisation, wenn das Budget durch die gegebene Organisation oder in ih
rem Namen verwaltet wird, darüber hinaus durch oder im Namen der Europäischen 
Union verwaltete Haushalte bzw. Fonds zu verstehen. Unter dem Begriff der aus einem 
Haushalt stammenden Geldmittel wird zusätzlich der durch einen oder von einem an
deren Staat verwaltete Haushalt bzw. Fonds verstanden.“ § 396 Abs 9 lit a uStGB 2012. 
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stand ist hervorzuheben, dass im Tatbestand des Haushaltsbetruges eine Straf
milderungsregel besteht, nach der die Strafe unbeschränkt gemildert werden 
kann, wenn der Täter den Vermögensnachteil bis zum Zeitpunkt der Anklage
erhebung wiedergutmacht.40 Zu bemerken ist, dass die Anwendung der Straf
milderungsregel nicht an die Höhe des verursachten Vermögensnachteils (Erfolg) 
geknüpft ist. Somit kann sie unabhängig von der Höhe des eingetretenen Scha
dens angewendet werden. Vom Anwendungsbereich der Milderungsregel sind al
lerdings die nicht wertbezogenen Qualifizierungen ausgenommen (so wenn die 
Tat in Form einer kriminellen oder organisierten Vereinigung oder durch einen 
besonderen Rückfallstäter begangen wurde). 

In den übrigen Mitgliedstaaten der EU wurde die Differenzierung zwischen 
Betrug und Subventionsbetrug beibehalten, so auch in Österreich, da das Finanz
strafrecht im Finanzstrafgesetzbuch, den Betrug in den §§ 146 ff StGB und den 
Förderungsmissbrauch in § 153b StGB regelt, um die Ausgabenseite zu schützen. 
Um den Erwartungen der PIF-Richtlinie gerecht zu werden, wurden Änderun
gen im österreichischen Kernstrafrecht bzw im Finanzstrafrecht notwendig.41 
Zuvor war das EU-Finanz-Anpassungsgesetz 201942 erlassen worden, durch das 
die Abgabenbetrugsregelung im FinStrG verschärft wurde. Der neue Tatbestand 
des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetruges43 wurde in das FinStrG einge
fügt. In Österreich war durch die FinStG-Novelle 2010 der Abgabenbetrug44 
eingeführt worden, der mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren geahndet werden 
kann.45 Im Zuge dessen wurde die Strafdrohung für die Abgabenhinterziehung 
von zwei auf vier Jahre Freiheitsstrafe erhöht. Da für den Betrug die Strafrahmen 
niedriger als erwartet waren,46 entschied sich der Gesetzgeber in Österreich für 
die Einführung von zwei neuen Straftatbeständen in das StGB,47 die die finanzi
ellen Interessen der EU schützen sollen: „Ausgabenseitiger Betrug zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Europäischen Union“48 sowie „Missbräuchliche 
___________________ 
40 § 396 Abs 8 uStGB 2012. 
41 Kert in Farkas/Dannecker/Jacsó 87 ff; Zeder, JSt 2017, 356. 
42 BGBl I 2019/62. 
43 § 40 FinStrG. 
44 § 39 FinStrG. 
45 Dannecker in FS R. Leitner 63. 
46 In Österreich wurde vor dem Erlass der PIF-Richtlinie durch das StRÄG 2015 die Wert

grenzen für Vermögensdelikte von 3.000 Euro auf 5.000 Euro bzw von 100.000 Euro 
auf 300.000 Euro angehoben, um sie milder als Delikte gegen Leib und Leben zu be
strafen. Dies war der Grund dafür, dass sich der österreichische Gesetzgeber für die 
Einführung neuer Straftatbestände entschieden hat. Vgl Holländer/Kert, ZWF 2020, 
226. 

47 BGBl I 2019/111. 
48 § 168c öStGB aF. 
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Verwendung von Mitteln und Vermögenswerten zum Nachteil der finanziellen 
Interessen der Europäischen Union“.49 Die Strafhöhe beläuft sich beim Grund
delikt auf eine Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen. Eine weitere Qualifikationsstufe wurde bei 100.000 Euro eingeführt, 
die eine Höchststrafe von 5 Jahren Freiheitsstrafe zur Folge hat. Eine Qualifi
zierung liegt vor, wenn die Straftaten im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
begangen werden, bei einer Schadenshöhe über 100.000 Euro (Strafdrohung von 
6 Monaten bis 5 Jahren), sowie bei Überschreiten einer Schadenshöhe über 
300.000 Euro (Strafdrohung von ein bis zu 10 Jahren Freiheitsstrafe). Infolge der 
Änderung durch das BGBl I 2021/94 sind die heute geltenden Regelungen zum 
Schutz der finanziellen Interessen der EU in § 168f StGB zu finden (so auch Aus
gabenseitiger Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen 
Union).50 

 

IV. Bedarf der Diversion im Finanzstrafrecht 

Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 201551 wurde der Anwendungsbereich der 
Diversion im Erwachsenenstrafrecht wesentlich erweitert, es ist nunmehr eine 
diversionelle Erledigung bei Straftaten mit einer Strafdrohung von bis zu fünf 
Jahren Freiheitsstrafe grundsätzlich möglich.52 „Da nach § 195 FinStrG die Be-
stimmungen der StPO im Verfahren wegen gerichtlich strafbarer Finanzverge
hen gelten, soweit das FinStrG keine eigenen Regelungen vorsieht, wäre durch die 
neue Diversionsgrenze in der StPO eine diversionelle Erledigung in fast allen ge
richtlichen Finanzstrafverfahren offen gestanden.“53 Durch § 203 FinStrG wird 
die Diversionsmöglichkeit für gerichtliche Finanzstrafvergehen weiterhin aus
geschlossen, ausgenommen sind nur Jugendliche, wo aber die Regelung keine 
große praktische Relevanz entfalten kann.54 

A. Rechtfertigung einer eigenständigen Ausgestaltung 
des Finanzstrafrechts 

Erste Grundannahme ist, dass das Steuerstrafrecht grundlegende Unterschiede 
zum (Subventions-)Betrug aufweist, die eine eigenständige Ausgestaltung des 
___________________ 
49 § 168d öStGB aF. 
50 § 168f öStGB. 
51 BGBl I 2015/112. 
52 § 198 Abs 2 StPO. 
53 VfGH 14. 3. 2018, G 241/2017. Siehe dazu Achatz/Kirchmayr, taxlex 2019, 33; Kutscher, 

ZWF 2018, 161. 
54 Huber, JSt 2016, 355. 
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Finanzstrafrechts rechtfertigen, zieht aber nicht einen Verzicht auf Diversion 
mit sich. Zur Begründung sollen zwei wesentliche Aspekte hervorgehoben wer
den: Erstens: Zwischen Steuerhinterziehung und Betrug gibt es einen traditionel
len Unterschied. a) Betrug ist ein Vermögensdelikt, geschützt wird das Vermö
gen; hingegen wird bei der Steuerhinterziehung nach herrschender Meinung das 
Steueraufkommen, das öffentliche Interesse am vollständigen und rechtzeitigen 
Aufkommen der Steuer, geschützt.55 b) Der Betrug schützt das Vermögen, die 
Steuerhinterziehung hingegen das Steueraufkommen, das der Allgemeinheit zu
gutekommt und zu ganz unterschiedlichen öffentlichen Zwecken eingesetzt wird. 
Ein Teil der hinterzogenen Steuern steht bereits dem Staat zu, so die Mehrwert
steuer, die der Pflichtige abzuführen hat. In diesen Fällen weist die Steuerhinter
ziehung ein Element der Veruntreuung fremder Gelder auf. Im Steuerrecht 
herrscht die wirtschaftliche, nicht die zivilrechtliche Betrachtungsweise vor. Scha
den bedeutet die Beeinträchtigung des Steueraufkommens, des Vermögens, aber 
auch wirtschafts- und sozialpolitischer oder umweltpolitischer Ziele, die mit der 
Steuer teilweise verfolgt werden. Bezüglich der Tathandlung ist hervorzuheben: 
Es besteht die Verpflichtung des Steuerpflichtigen zur Mitwirkung – beim Betrug 
besteht eine solche Pflicht nicht. Nach § 33 FinStrG macht sich der Abgabenhin
terziehung schuldig, wer vorsätzlich unter Verletzung einer abgabenrechtlichen 
Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht eine Abgabenverkürzung bewirkt. 
Eine solche Mitwirkungspflicht gibt es beim Betrug nicht. Darüber hinaus bestehen 
steuerliche Erklärungspflichten im Steuerrecht, das Unterlassen ist grundsätzlich 
sanktionsbewehrt. Auch im Bereich des Allgemeinen Teils gibt es spezifische Prob
leme: Irrtumsprobleme, denen der österreichische Gesetzgeber durch eine spezi
elle Regelung Rechnung getragen hat; Täter kann sein, wer für die Steuererklärung 
verantwortlich ist. Bezüglich der Strafdrohung ist hervorzuheben: a) Grundsätz
lich beinhaltet die Höchstgrenze für die angedrohte Freiheitsstrafe eine gesetz
geberische Bewertung des Delikts. Im Finanzstrafrecht hingegen steht für die 
Sanktionierung der Finanzvergehen die Geldstrafe im Vordergrund und nur zu
sätzlich soll eine Freiheitsstrafe verhängt werden können. Aber stimmt das denn 
angesichts der hohen Freiheitsstrafen noch, die inzwischen im Finanzstrafrecht 
angedroht werden? b) Die tatsächliche Verfahrenserledigung der Steuerstrafta
ten56 erfolgt im Großteil ohne Gerichtsurteil – und das ist entscheidend für die 
___________________ 
55 Haumer/Kudrna, JSt 2016, 252. 
56 Im Jahre 2024 kam nur 168 Verurteilungen nach dem FinStrG, im Vergleich dazu in 

2023: 151; in 2022: 192; vgl https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-
soziales/kriminalitaet-und-sicherheit/verurteilungs-und-wiederverurteilungsstatistik 
(abgefragt am 10. 6. 2025). Nach dem Bericht des Rechnungshofes zum Jahr 2021 (Er
ledigungsarten abgeschlossener gerichtlicher Finanzstrafverfahren) waren rund 10 % 
Freisprüche, 60 % Verfahrenseinstellungen und rund 30 % Verurteilungen. Vgl Rech
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Effizienz der Strafverfolgung. c) Für diese Fälle bedarf es im Rechtsstaat einer 
gesetzlichen Regelung, wie sie für die Diversion besteht, die unter anderem bei 
den Vermögensdelikten zur Anwendung kommt.57 Das führt zu grundlegenden 
Problemen im Finanzstrafrecht. 

B. Harmonisierung der Strafbarkeitsvoraussetzungen 
und der strafrechtlichen Rechtsfolgen 

Zweite Grundannahme ist: Die Harmonisierung des Strafrechts zum Schutz der 
finanziellen Interessen bezieht sich auf das materielle Strafrecht – sowohl auf die 
Strafbarkeitsvoraussetzungen als auch auf die Rechtsfolgen der Straftat. Dies ent
bindet die Mitgliedstaaten nicht davon, leichte und mittelschwere Fälle diversi
onell zu erledigen, um den Schwerpunkt der Strafverfolgung zu legen und schwere 
Straftaten mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen 
zu ahnden. Bei der Diversion als dritter Spur des Strafrechts58 verzichtet der Staat 
auf die Strafverfolgung. Österreich hatte eine Vorreiterrolle bei der Einführung 
diversioneller Erledigungsformen im Strafrecht.59 Sie wurde zuerst im Jugend
strafrecht eingeführt (1988). Nach einem erfolgreichen Modellversuch „Außer
gerichtlicher Tatausgleich für Erwachsene“ (1992) wurde mit der StPO-Novelle 
1999 die Diversion für das Erwachsenenstrafrecht etabliert: Im Fall einer erfolg
reichen Diversion wird von einem gerichtlichen Strafverfahren und einer Ein
tragung ins Strafregister abgesehen. Im Jahr 2000 kam es als Folge der diversio

___________________ 
nungshof Österreich: Finanzstrafsachen in der Steuerverwaltung. Bericht des Rech
nungshofes, Reihe BUND 2023/26, 50, https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/ 
home/2023_26_Finanzstrafsachen_Steuerverwaltung.pdf (abgefragt am 10. 6. 2025). 
Bei rund 85 Prozent der jährlich ca 8.000 verwaltungsbehördlich eingeleiteten Straf
verfahren kommt zu einer Bestrafung. (Vgl Hübner, ÖGSW 2020/2–3.) Im Vergleich 
dazu zeigt die Statistik über die Verfahrenserledigung durch die Staatsanwaltschaft 
zum Jahr 2022 folgendes Bild: die Anzahl der Enderledigungen gesamt: 227.149, da
von Einstellung: 135.978 (59,9 %), Diversion: 35.746 (15,7 %), Strafantrag, Anklage
schrift, Unterbringungsantrag: 55.425 (24,4 %). Vgl BMJ, Sicherheitsbericht 2022. Be
richt über die Tätigkeit der Strafjustiz (2024) 50 https://www.bmi.gv.at/508/files/SIB_ 
2022/Bericht_ueber_dieTaetigkeit_der_Strafjustiz_nBF_20240606.pdf (abgefragt am 
10. 6. 2025). Die Einführung der Diversionsvorschriften hat sich stark auf die Gesamt
heit der verhängten Strafen ausgewirkt. Vgl Grafl/Schmoller, 19. ÖJT 2015 III/1, 15. 

57 Die Anzahl der strafprozessualen Verfahrenserledigungen zeigt uns, dass die Anzahl 
der diversionellen Erledigungen jene der mit Schuldspruch endenden Strafverfahren 
weit übertrifft. Vgl Schroll in FS R. Leitner 197 f. 

58 Kienapfel/Höpfel/Kert, AT17 Rz 2.15; Kert in FS Höpfel 271. 
59 Luef-Kölbl, RZ 2002, 134. 
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nellen Erledigung zu einem starken Rückgang der Verurteilungszahlen.60 Es ist 
wichtig zu betonen, dass die diversionellen Maßnahmen keine Strafen darstel
len.61 Durch diversionelle Maßnahmen62 werden die förmliche Schuldfeststel
lung und eine Vorstrafe vermieden, sie stellen jedoch einen Eingriff in die Rechte 
des Betroffenen dar, damit sie zur Verhaltenssteuerung beitragen, damit können 
aber die negativen Folgen einer gerichtlichen Verurteilung vermieden werden.63 
Der Diversion liegt das Ultima-Ratio-Prinzip des Strafrechts zugrunde.64 Sie 
kommt nicht nur bei Bagatelldelikten, sondern viel mehr „beim überwiegenden 
Teil der leichten bis mittelschweren registrierten Kriminalität in Österreich er
folgreich zur Anwendung“.65 Diversion interessiert die EU aber nicht, da es dort 
um grenzüberschreitende schwere Delikte geht, nicht aber um die Vielzahl ge
ringfügiger Delikte. Eine Ausnahme bildet unter den allgemein anwendbaren 
diversionellen Maßnahmen der Tatausgleich (Täter-Opfer-Ausgleich), wobei in 
der EU eine gewisse Rechtsharmonisierung durch die Opferschutzrichtlinie statt
gefunden hat.66 In der Präambel der PIF-Richtlinie ist ausdrücklich festgelegt, 
dass „diese Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, für die Begehung min
der schwerer Straftaten in Fällen, in denen nach dem nationalen Recht der Vor
satz vermutet wird, Sanktionen in Form von Freiheitsstrafen vorzusehen“.67 

C. Diversion zur Entlastung der Justiz und zur Vermeidung 
präventiv nicht erforderlicher Strafsanktionen 

Dritte Grundannahme ist: Die Diversion im Strafrecht einschließlich des Wirt
schaftsstrafrechts spielt in der Rechtspraxis eine zentrale Rolle, um die Justiz zu 
entlasten sowie um präventiv nicht notwendige Strafsanktionen und die damit 
___________________ 
60 Bundesanstalt Statistik Österreich. Direktion Bevölkerung Bereich Soziales und Le

bensbedingungen (https://www.statistik.at/fileadmin/shared/QM/Standarddokumen
tationen/B_1/std_b_gerichtliche_kriminalstatistik_ab_2012.pdf; abgefragt am 12. 3. 
2025). 

61 Haumer/Kudrna, JSt 2016, 254. 
62 BGBl I 1999/55. StPO 11. Hauptstück. Rücktritt von der Verfolgung (Diversion). 

Diversionelle Maßnahmen sind: 1. Zahlung eines Geldbetrages, 2. Erbringung ge
meinnütziger Leistungen 3. Bestimmung einer Probezeit, in Verbindung mit Bewäh
rungshilfe und der Erfüllung von Pflichten 4. Tatausgleich (§ 198 StPO). 

63 Kert in FS Höpfel 271 ff. 
64 Kienapfel/Höpfel/Kert, AT17 Rz 40.4. 
65 Grafl in FS Höpfel 839. 
66 Siehe über die „Wiedergutmachung“ RL 2012/29/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. 10. 2012 über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstüt
zung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmen
beschlusses 2001/220/JI. 

67 PIF-Richtlinie Präambel 12. 
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einhergehende Stigmatisierung zu vermeiden. Der Einsatz der Diversion würde 
sich im Finanzstrafrecht ganz besonders eignen, weil in diesem Bereich die Sach
verhalte in der Regel durch die Finanzbehörde hinreichend geklärt sind. Es lie
gen also in der Regel schon klare Ermittlungserkenntnisse vor. Dennoch ist die 
Diversion für Finanzvergehen bei Erwachsenen ausgeschlossen. Begründet wird 
dies durch den Gesetzgeber damit, dass dort die Geldstrafe im Vordergrund 
stehe und als Voraussetzung für die Diversion in der StPO die Freiheitsstrafan
drohung festgelegt sei. Diese Begründung erscheint aber aus mehreren Gründen 
nicht überzeugend. Laut Haumer/Kudrna „erweckt der Gesetzgeber mit dieser 
Begründung den Anschein, als wäre eine Geldstrafe eine geringere Sanktion als 
diversionelle Maßnahmen“.68 Im Kernstrafrecht ist ebenso die Freiheitsstrafe nicht 
primär anzuwenden, sondern nur unter Berücksichtigung des Ultima-Ratio-Prin
zips, wie in der Regelung des § 37 StGB zum Ausdruck kommt.  

Der Verfassungsgerichtshof musste sich mit dieser Frage auseinandersetzen 
und kam zu dem Ergebnis, dass der Ausschluss der Diversion im gerichtlichen 
Finanzstrafrecht nicht zur „sachlich nicht gerechtfertigten Ungleichbehandlung 
von Finanzstrafsachen gegenüber den allgemeinen gerichtlichen Strafsachen“ 
führe, weil im Finanzstrafrecht spezifische Deliktstypen geregelt seien und der 
Besteuerungsanspruch des Staates geschützt werde.69 Darüber hinaus stelle das 
finanzstrafgerichtliche Verfahren ein eigenständiges System dar, so dass der Ge
setzgeber einen rechtspolitischen Gestaltungsspielraum habe. Ob das geltende 
Recht zweckmäßig und sachlich gerechtfertigt sei, könne anhand des Gleich
heitsgrundsatzes nicht beurteilt werden. Das Schrifttum lehnt eindeutig den Aus
schluss der Diversion im Finanzstrafrecht ab und plädiert für deren Einführung 
(so zB Achatz,70 Dannecker,71 Kert,72 Schmoller73 und Schroll74). Folgende Gründe 
können dafür genannt werden:  

(1) Der Beschuldigte bzw Angeklagte bekommt im Fall der Diversion das 
Angebot der Staatsanwaltschaft, sich einer belastenden Maßnahme zu unterwer
fen (zB gemeinnützige Arbeit). Hierbei ist wesentlich, dass dabei die Straftat 
nicht ohne staatliche Reaktion bleibt. Somit kann die Diversion spezialpräven
tive Wirkung entfalten. Eben dieser Effekt erfordert die Einführung der Diver
sion im Finanzstrafrecht, zumal der Beschuldigte so in die Steuerehrlichkeit zu

___________________ 
68 Haumer/Kudrna, JSt 2016, 254. 
69 VfGH 14. 3. 2018, G 241/2017. 
70 Achatz in FS R. Leitner 103 ff. 
71 Dannecker in FS Schmoller 349 ff. 
72 Kert in FS Höpfel 283. 
73 Schmoller in FS R. Leitner 103 ff. 
74 Schroll in FS R. Leitner 185 ff; Schroll, ÖJZ 2016, 219 ff. 
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rückkehren kann. Dies dient darüber hinaus vordergründlich dem Schutz der 
Steueransprüche.  

(2) Beim Betrug und Förderungsbetrug, somit bei den Delikten, die die Aus
gabenseite des Haushalts betreffen, ist die Diversion ohnehin schon möglich. Ob 
der Gesetzgeber eine direkte Subvention vorsieht oder aber eine Steuervergüns
tigung ist eine Frage der technischen Ausgestaltung der Subventionierung. Wenn 
hiervon die Zulässigkeit der Diversion abhängen soll, liegt darin ein Verstoß ge
gen den Gleichheitsgrundsatz.  

(3) Bei der Ausgestaltung der Strafgesetze geht der Gesetzgeber davon aus, 
dass durch die angedrohte Freiheitsstrafe die Schwere des Delikts zum Ausdruck 
gebracht wird. Das gilt auch für das Finanzstrafrecht, zumal in den letzten Jah
ren die Freiheitsstrafen in diesem Bereich erheblich angehoben worden sind. 
Umso mehr besteht die Notwendigkeit, die Gerichte zu entlasten und bis in den 
Bereich der mittelschweren Kriminalität die Diversion zuzulassen.75 

(4) Weiterhin ist zu erwähnen, dass es nach wissenschaftlichen Untersuchun
gen „nach erfolgreicher Durchführung der Diversionsmaßnahmen (Tatausgleich 
und Vermittlung gemeinnütziger Leistungen) in der Zukunft weniger häufig zu 
einer Verurteilung kam als nach einer gerichtlichen Verurteilung wegen der glei
chen Deliktgruppen“.76 In der Praxis ist bei Erwachsenen die Geldbetragszahlung 
in 27,2 % der Verfahren die häufigste diversionelle Maßnahme.77 Dies ist mit der 
primären Sanktion im Finanzstrafrecht gleichzustellen. Schließlich ist noch da
rauf hinzuweisen, dass bei Verbänden in Finanzstrafsachen die Diversion nach 
§ 19 VbVG auch ausgeschlossen ist, die Staatsanwaltschaft in gerichtlichen Fi
nanzstrafverfahren gegen Verbände jedoch die Möglichkeit des Absehens oder 
Zurücktretens von der Verfolgung hat (§ 18 VbVG).78  

 

V. Konklusion und Thesen 

Wenn die Diversion für das Steuerstrafrecht ausgeschlossen sein soll, ist diese 
Entscheidung des Gesetzgebers rechtfertigungsbedürftig. Anders formuliert: 
___________________ 
75 Kert betont diesbezüglich, dass für Finanzstrafsachen (auch im Wirtschaftsstrafrecht) 

„ein Umdenken erforderlich“ ist: „diversionelle Maßnahmen können auch in diesem 
Bereich viel mehr Sinn machen als klassische Strafen. Vor allem sollte auch dort die 
Diversion nicht auf die Zahlung eines Geldbetrages beschränkt bleiben, sondern das 
gesamte Spektrum diversionelle Maßnahmen im Auge behalten“. Kert in FS Höpfel, 
283. 

76 BMJ, Sicherheitsbericht 2022. Bericht über die Tätigkeit der Strafjustiz (2024) 102; vgl 
Hofinger/Peschak, Endbericht. 

77 Siehe BMJ, Sicherheitsbericht 2022. Bericht über die Tätigkeit der Strafjustiz (2024) 103. 
78 Kutscher, ZWF 2018, 161.  
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Weist das Finanzstrafrecht so gravierende Besonderheiten auf, dass diese es recht
fertigen, die allgemeinen Grundsätze des Strafrechts zu durchbrechen und auf 
eine Rückbindung in das generelle Strafrechtssystem zu verzichten? Es gibt Be
sonderheiten, die es rechtfertigen, das Finanzstrafrecht eigenständig gegenüber 
dem Betrugsstrafrecht auszugestalten. Dennoch ist eine Rückbindung in das all
gemeine Strafrechtssystem notwendig, wenn keine spezifisch steuerstrafrechtli
chen Besonderheiten entgegenstehen. Eine Rückbindung an die eigene (Straf-) 
Rechtskultur ist unverzichtbar, um das teure Gut der Strafrechtspflege funkti
onsfähig zu halten. Deshalb sollte die Einführung der Diversion in das österrei
chische Finanzstrafrecht als rechtspolitisches Ziel aufgegriffen und umgesetzt wer
den. Hierbei ist nicht auf das EU-Recht Rücksicht zu nehmen. Dennoch profi
tiert auch das EU-Recht, der Schutz der finanziellen Interessen, von der Einfüh
rung der Diversion, denn dadurch werden Ressourcen freigehalten für schwer
wiegende und grenzüberschreitende Strafverfolgung zum Schutz der finanziellen 
Interessen der EU. 

Das Finanzstrafrecht erwies sich von Anfang an als ein Motor für die Straf
rechtharmonisierung innerhalb der Europäischen Union. Die nationalen Eigen
heiten müssen aber bei den gebotenen weiteren Schritten berücksichtigt werden, 
ansonsten kommt es zu Systembrüchen im Strafrecht. Und dies ist sicherlich 
nicht im Interesse der Europäischen Union, die auf eine effiziente Strafverfol
gung der gegen ihre finanziellen Interessen gerichteten (schweren) Straftaten setzt.  

 

VI. Schlusswort 

Es muss betont werden, dass der strafrechtliche Schutz der finanziellen Interes
sen der EU auch ein Teilbereich der Criminal Compliance ist. Die präventiven 
Mittel spielen eine wichtige Rolle, um die strafrechtliche Verantwortlichkeit so
wohl von natürlichen Personen als auch den Verbänden (in den Staaten, die eine 
solche eingeführt haben, wie auch Österreich durch das Verbandsverantwort
lichkeitsgesetz) zu vermeiden. Anlässlich dieser Festschrift möchte ich meine 
tiefe Wertschätzung und Dankbarkeit zum Ausdruck bringen, dass der Jubilar, 
Univ.-Prof. Dr. Richard Soyer, zur Etablierung der Compliance-Ausbildung in 
Form eines LL.M. Studiengangs in Ungarn an der Universität Miskolc maßgeb
lich beigetragen hat. Als Experte auf diesem Gebiet in Österreich hält er seit Ein
führung des Studiengangs im Fach „Good Practice und internationaler Rechts
vergleich“ inspirierende Vorlesungen, die auf besonderes Interesse der Teilneh
mer stoßen.79 Herr Univ.-Prof. Dr. Richard Soyer hat sich außerdem aktiv an den 
___________________ 
79 Soyer/Pollak, Miskolci Jogi Szemle 2022, 210 ff. 
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von OLAF geförderten, durch die Universität Miskolc geleiteten HERCULE III 
Projekten beteiligt und zu deren Gelingen beigetragen.80 Die Zusammenarbeit 
mit Professor Soyer ist aber nicht nur wissenschaftlich interessant und lehrreich, 
sondern auch und insbesondere menschlich stets bereichernd. Dafür möchte ich 
ihm in dieser Form meine Dankbarkeit aussprechen mit den besten Wünschen 
zu seinem siebzigsten Geburtstag. 
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